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Der neue Mentel – Notfallordner
Im Rahmen zahlreicher Beratungen zu Testamenten, Erbfolge, Erbfolgeplanungen, Vorsor-
gevollmacht und Patientenverfügung zeigte sich immer, dass Kunden oft unsicher waren, 
welche Unterlagen sie in einen Notfallordner ablegen sollen und was so ein Notfallordner 
beinhalten müsste.

Solange wir alle gesund sind, ist alles in 
bester Ordnung. Doch leider werden wir 
oftmals mit einer für jeden unangenehmen 
Situation überrascht. Ob Unfall, Krankheit 
oder sogar Tod, Angehörige wissen oft nicht, 
wie sich die betroffene Person abgesichert 
hat, welche Vorkehrungen getroffen wurden 
und wo sich die entsprechenden Unterlagen 
befinden, wo sind zum Beispiel Versiche-
rungen, Bankkonten, Geldanlagen, Darle-
hen und Schulden, liegt ein Testament vor, 
sind Vorsorgevollmachten und eine Patien-
tenverfügung geschrieben und vieles mehr.

In solch einer Situation gibt es viele Fra-
gen zu klären. Deshalb ist es umso wichti-
ger, dass Mann und Frau bereits frühzeitig 
daran denken, ihren Lieben Entscheidun-
gen abzunehmen und die dafür nötigen 

Unterlagen an einem zugänglichen Ort zu 
hinterlegen. Für diesen zentralen Ort haben 
wir einen Notfallordner entworfen.
Erfahrung für den Notfall
Die handelsüblichen bisher erhältlichen 
Mappen, Hefte oder Bücher sind meist fest-
gebundene Ausgaben, welche man ausfül-
len kann. Erfahrungsgemäß wandelt sich 
unser Leben aber ständig und somit auch 
die Notfallmappe. Deshalb erachteten wir 
es für sinnvoll, dass Sie dafür vorbereitet 
sind und haben einen Ordner mit einem 
erweiterbaren Register entworfen. In die-
sem kann alles, was zum Thema wichtig ist, 
einsortiert werden. Somit sind alle Unter-
lagen an einem zentralen Ort gesammelt, 
aktuell und mit allen wichtigen Hinweisen 
zu einzelnen Themen hinterlegt. 

Vorteil: Der Ordner ist variabel, alles ist an 
einem zentralen Ort, die Unterlagen sind 
austauschbar und der Anwender hat die 
Gewissheit, an alles gedacht zu haben, was 
aus unserer Erfahrung wichtig ist.Wenn Sie 
an einem solchen Notfallordner interessiert 
sind, bitte im Sekretariat melden, dann kön-
nen Sie ihn gerne bei uns abholen oder wir 
schicken Ihnen einen zu. Wenn Sie dazu 
eine Beratung wünschen, bitte melden.  ■

Der Ordner ist in folgende Register 
unterteilt:
1.	 Allgemeine, persönliche Daten
2.	 Vorsorgevollmacht
3.	 Patientenverfügung
4.	 Bankkonten
5.	 Testament
6.	 Digitaler Nachlass
7.	 Mietverträge
8.	 Versicherungen
9.	 Verbindlichkeiten
10.	 Vereinsmitgliedschaften
11.	 Immobilien
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EINKOMMENSTEUER 

Grundstücksverkauf nach 
Schenkung 
Hat jemand die Veräußerung eines Grundstücks angebahnt, liegt kein Missbrauch 
rechtlicher Gestaltungsmöglichkeiten vor, wenn er das Grundstück vorher unentgelt-
lich auf seine Kinder überträgt und diese es dann an einen Dritten veräußern; der 
Veräußerungsgewinn ist dann bei den Kindern zu erfassen.

Ein Steuerpflichtiger hatte im Jahr 2011 ein 
Grundstück gekauft, im Jahr 2012 übertrug 
er das Eigentum an seine beiden Kinder. 
Am gleichen Tag verkauften die Kinder das 
Grundstück. Die Verkaufsverhandlungen 
mit dem Dritten waren allein vom Steuer-
pflichtigen geführt worden. Das Finanzamt 
sah darin einen Missbrauch von rechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten und wollte den 
Veräußerungsgewinn nicht den Kindern, 
sondern dem Steuerpflichtigen zurechnen.

Steuern sparen ist für sich allein noch 
kein Missbrauch 
Der Fall ging bis zum obersten deutschen 
Steuergericht. Dieses gab dem Steuer-
pflichtigen recht. Begründet wurde das mit 
dem Wortlaut des § 23 Einkommensteuer-
gesetz. Nach diesem ist für den Fall des 
unentgeltlichen Erwerbs die Anschaffung 
des Wirtschaftsguts dem Rechtsnachfolger, 
also dem Beschenkten zuzurechnen. Diese 
Regelung dient gerade dazu, dass es zu kei-

nem Missbrauch führt. Denn dadurch soll 
verhindert werden, dass Grundstücke, die 
generell zehn Jahre steuerverstrickt sind, 
durch unentgeltliche Übertragung aus der 
Steuerverhaftung ausscheiden und beim 
Rechtsnachfolger mangels Anschaffung 
nicht steuerverstrickt wären. Nach den 
Richtern ist gerade das eine Vorschrift zur 
Verhinderung von Missbrauchsfällen. 

Der Gesetzgeber hat mit der Formulie-
rung zu erkennen gegeben, dass durch die 
unentgeltliche Übertragung die Besteue-
rung als privates Veräußerungsgeschäft 
nicht umgangen werden soll. 

Auch der Umstand, dass der Veräuße-
rungsgewinn bei den Kindern niedriger 
besteuert wird als beim Steuerpflichtigen, 
führt nach Aussage des Gerichts nicht zur 
Annahme eines Missbrauchs. Denn das 
Bestreben, Steuern zu sparen, macht für 
sich allein eine Gestaltung noch nicht unan-
gemessen im Sinne der Missbrauchsvor-
schriften.  ■

EINKOMMENSTEUER

Ein Arbeitszimmer 
muss nicht 
erforderlich sein
Der Begriff des häuslichen Arbeitszim-
mers setzt voraus, dass der jeweilige 
Raum ausschließlich oder nahezu aus-
schließlich für betriebliche/berufliche 
Zwecke genutzt wird. Unerheblich ist, 
ob ein häusliches Arbeitszimmer für die 
Tätigkeit erforderlich ist.

Eine Flugbegleiterin hatte insgesamt 134 
Reisetage. Sie machte einen Betrag von 
Euro 1250 für ein Arbeitszimmer als Wer-
bungskosten geltend. Sie trug vor, dass 
ihr beim Arbeitgeber kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht. Das Finanzamt 
und das später angerufene Finanzgericht 
lehnten das ab mit der Begründung, dass 
für sie ein Arbeitszimmer nicht erforder-
lich sei, die Arbeiten für ihre Firma hätte 
sie auch am Küchentisch, im Esszimmer 
oder einem anderen Raum erledigen kön-
nen. 

Die Flugbegleiterin ging mit ihrem Fall 
bis zum Bundesfinanzhof. Dieser gab ihr 
recht. Das Finanzgericht hätte den Wer-
bungskostenabzug zu Unrecht und mit 
Hinweis auf die wegen des zeitlich gerin-
gen Nutzungsumfangs fehlende Erforder-
lichkeit eines Arbeitszimmers abgelehnt. 

Nach den Richtern ist ein häusliches 
Arbeitszimmer ein Raum, der seiner 
Ausstattung nach der Erzielung von Ein-
nahmen dient und ausschließlich oder 
nahezu ausschließlich zur Erzielung 
von Einkünften genutzt wird. Es ist in 
seiner Lage, Funktion und Ausstattung 
nach in die häusliche Sphäre des Steu-
erpflichtigen eingebunden und dient 
vorwiegend der Erledigung gedankli-
cher, schriftlicher, verwaltungstechni-
scher oder organisatorischer Arbeiten. 

Entspricht ein Raum nach seinem 
äußeren Bild durch seine Einrichtung mit 
Büromöbeln dem Typus des Arbeitszim-
mers, muss er ausschließlich zur Erzie-
lung von Einkünften genutzt werden. 
Wenn feststeht, dass etwaige sonstige 
private Tätigkeiten in dem Raum im Ver-
hältnis zur steuerrelevanten Nutzung des 
Arbeitszimmers als untergeordnet einzu-
stufen sind, können die Aufwendungen 
für das Arbeitszimmer aus häusliches 
Arbeitszimmer berücksichtigt werden. ■

Kindern darf ein Grundstück kurz vor dem Verkauf übertragen werden, um Steuern zu sparen.
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ARBEITSRECHT 

Zweifel an einer 
Krankschreibung 
Kündigt ein Arbeitnehmer das 
Arbeitsverhältnis und legt eine 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
(AUB) vor, die ab diesem Tag und 
genau für den Zeitraum der Kün-
digungsfrist gilt, kann das den 
Beweiswert der Bescheinigung 
erschüttern.

Eine kaufmännische Angestellte teilte 
mit, dass sie nicht mehr zur Arbeit 
erscheinen werde. Zugleich mit der 
Kündigung reichte sie eine auf den 
gleichen Tag datierte ärztliche Beschei-
nigung über eine voraussichtlich bis 
zum Ende der Frist geltende Arbeits-
unfähigkeit ein. Der Arbeitgeber ver-
weigerte die Entgeltfortzahlung, die 
Arbeitnehmerin wehrte sich dagegen. 
Der Fall ging bis vor das Bundesarbeits-
gericht: Ein Arbeitnehmer hat Spruch 
auf Entgeltfortzahlung im Krankheits-
fall, wenn er durch Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit an seiner Arbeitsleis-
tung verhindert ist. Nach allgemeinen 
Grundsätzen trägt der Arbeitnehmer die 
Darlegungs- und Beweislast. 

Zweifel wegen der zeitlichen 
Übereinstimmung 
Aufgrund der zeitlichen Übereinstim-
mung zwischen Arbeitsunfähigkeit 
sowie Beginn und Ende der Kündi-
gungsfrist bestanden ernsthafte Zwei-
fel an einer bestehenden Arbeitsun-
fähigkeit. Der Arbeitgeber kann den 
Beweiswert dadurch erschüttern, 
dass er tatsächliche Umstände dar-
legt, die Zweifel an der Erkrankung 
des Arbeitnehmers ergeben. Gelingt 
es dem Arbeitgeber, den Beweiswert 
der ärztlichen AUB zu erschüttern, ist 
es Sache des Arbeitnehmers, konkrete 
Tatsachen darzulegen, die den Schluss 
auf eine bestehende Erkrankung zulas-
sen. Es ist also von ihm nachzuweisen, 
welche gesundheitlichen Einschrän-
kungen bestanden haben und welche 
Verhaltensmaßregeln oder Medika-
mente verordnet worden. Das hatte 
die Arbeitnehmerin nicht getan.  ■

EINKOMMENSTEUER 

Basisrente und 
Finanzamt
Beim Thema staatlich geförderte Alters-
vorsorge denken viele zuerst an die 
Riester-Rente. Doch die hat ein Problem: 
Die vorgeschriebene Beitragsgarantie 
verhindert eine attraktive Kapitalanlage 
und viele namhafte Anbieter ziehen sich 
aus dem Markt zurück. 

Aber es gibt Alternativen. Mit der Basisrente 
existiert ein steuerlich anerkanntes Alters-
vorsorgeprodukt. Am Markt dominieren 
dabei Versicherungsangebote, aber es gibt 
auch Fondsanbieter, wie z. B. die DWS, die 
Basisrenten als Fondssparplan auflegen. 

Die Beiträge können als Sonderausga-
ben in der Steuererklärung angesetzt wer-
den. Im Jahr 2022 können 94 % der Beiträge 
als Sonderausgaben abgesetzt werden. Der 
Satz steigt bis 2025 auf 100 %. Es gilt 2022 
eine Obergrenze von 25.639 Euro für West-
deutschland, für Ost etwas geringer. Für 
Ehegatten gilt der doppelte Betrag. 

Die wichtigsten Merkmale
Steuerlich anerkannte Basisrenten müssen 
eine staatliche Zertifizierungsnummer auf-
weisen. Die Rentenzahlungen sind mit dem 
persönlichen Steuersatz zu versteuern. Der 
Anteil der Besteuerung richtet sich nach dem 
Jahr der ersten Rentenzahlung. Die Basis-
rente ist nicht kündbar. Sie ist nicht über-
trag- oder beleihbar. Für Kapitalanleger inte-
ressant: Es fällt keine Abgeltungsteuer an. 

Fazit: Die Basisrente kann eine gute Alter-
native zur Riester-Rente sein. Sie ist ein 
unkompliziertes Instrument, das sich – im 
Versicherungsmantel oder auch als Fonds-
sparplan – durch die steuerliche Förderung 
der Beiträge gut zum Aufbau einer Alters-
vorsorge eignet.  ■

ARBEITSRECHT

Urlaub gewähren vor 
fristloser Kündigung
Zur Vermeidung von Unstimmigkeiten 
sollte vor einer außerordentlichen Kündi-
gung der Resturlaub des Arbeitnehmers 
deutlich zugesagt und gewährt werden.

Ein Arbeitgeber kündigte einem Arbeitneh-
mer fristlos. Dabei regelte er: Für den Fall 
der Wirksamkeit der fristlosen Kündigung 
gelte ich Ihnen bis zum Kündigungszeit-
punkt den nicht genommenen Urlaub ab. 
Für den Fall der Unwirksamkeit der frist-
losen Kündigung kündige ich Ihnen hilfs-
weise ordentlich, wobei Sie Ihren nicht 
genommenen Urlaub sofort nehmen. Die 
gezahlte Abgeltung ist als Zahlung des 
Urlaubsentgelts zu verstehen.

In der Folge kam es wegen der Urlaubsan-
sprüche zum Streit zwischen den Parteien, 
der Fall ging bis vor das Landesarbeitsge-
richt. Dieses gab auch wegen der Formulie-
rung in der Kündigung dem Arbeitgeber recht. 

Nach den Richtern hatte der beklagte 
Arbeitgeber dem Kläger wirksam Urlaub 
gewährt, den Urlaubsanspruch und durch 
die vorbehaltlose Zusage der Auszahlung 
des Urlaubsentgelts auch erfüllt. Der Arbeit-
geber hatte vorsorglich Urlaub gewährt für 
den Fall, dass die von ihm ausgesprochene 
außerordentliche Kündigung unwirksam 
sein sollte. Wichtig war, dass die Erfül-
lung des Anspruchs auf Urlaub gewährt 
wird. Sonst könne nämlich nicht festge-
stellt werden, ob der Arbeitgeber auf die 
Arbeitsleistung verzichtet. Da nur im Fall 
der Unwirksamkeit der fristlosen Kündigung 
eine Arbeitspflicht besteht, ist ab der Frei-
stellungmit des Arbeitnehmers nicht klar, 
ob eine Verpflichtung zur Arbeitsleistung 
besteht, von der eine Befreiung möglich 
ist.  ■
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KURIOS 

Muss Flugpersonal 
Essen versteuern? 
Bei der unentgeltlichen Gestellung von 
Mahlzeiten an Bord von Flugzeugen für 
das Personal auf Lang- und Mittelstre-
ckenflügen mit Flugdienstzeiten von 
über 6 Stunden handelt es sich nicht um 
Arbeitslohn.

Eine Fluggesellschaft wehrte sich 
gegen das Ansinnen der Finanzbehörde, 
das an die Mitarbeiter während des Flugs 
ausgereichte Essen als Sachbezüge 
zu versteuern. Der Fall ging bis vor das 
Finanzgericht. Dieses hatte dann aber 
für Flüge über 6 Stunden keine Steuer-
pflicht gesehen. Bei der unentgeltlichen 
Mahlzeitengestellung handelt es sich 
zwar um Arbeitslohn. Ob im konkreten 
Fall die Mahlzeiten aber Entgelt für die 
Arbeitsleistung sind oder im ganz über-
wiegend eigenbetrieblichen Interesse der 
Fluggesellschaft sind, war hier zu klären. 

Nahrungsaufnahme erfüllt 
menschliches Bedürfnis 
Arbeitnehmern gewährte Vorteile sind 
nach den Richtern dann kein Arbeits-
lohn, wenn  sie sich bei objektiver Wür-
digung aller Umstände nicht als Entloh-
nung, sondern lediglich als notwendige 
Begleiterscheinung betriebsfunktionaler 
Zielsetzungen erweisen. Grundsätzlich 
handelt es sich bei Abgabe von Mahl-
zeiten zwar um Vorteile, die dem Arbeit-
nehmer für die Beschäftigung gewährt 
werden. Denn die Nahrungsaufnahme 
erfüllt ebenso wie die Bekleidung ein all-
gemeines menschliches Bedürfnis und ist 
deshalb mit einem erheblichen eigenen 
Interesse des Arbeitnehmers verbunden. 
Die Rechtsprechung sieht jedoch keine 
Steuerpflicht, wenn die Mahlzeiten wäh-
rend der Arbeit überwiegend betriebs-
funktionalen Zielsetzungen dienen. Die 
Fluggesellschaft legte nachvollziehbar 
dar, dass die Essensgestellung in erster 
Linie erfolgte, einen effizienten Ablauf 
während der Flugzeiten zu gewährleisten. 
Denn während des Flugs boten sich keine 
Möglichkeiten, dass die Piloten und das 
Kabinenpersonal sich selbst versorgten 
oder während ihrer Einsätze zum Essen 
gingen. Ein Kühlschrank und eine Koch-
gelegenheit ist in einem Flugzeug auch 
regelmäßig nicht vorhanden.  ■

EINKOMMENSTEUER

Fahrtenbücher dürfen kleinere 
Mängel aufweisen 
Geringfügige Mängel bei der Führung eines Fahrtenbuch führen nicht dazu, dass es 
nicht anerkannt wird und dass stattdessen die sogenannte ein 1%-Regel angewendet 
wird.

Dem Geschäftsführer einer GmbH wurde 
ein Pkw auch für die Nutzung zu privaten 
Zwecken überlassen. Hierfür versteuerte er 
einen geldwerten Vorteil. Diesen berechnete 
er aufgrund eines Fahrtenbuchs zwischen 
4 % und 6 % pro Jahr. Bei einer Lohnsteu-
erprüfung wurde dieses Fahrtenbuch ana-
lysiert und die Anerkennung versagt. Der 
Fall ging danach bis vor das Finanzgericht.

Kleinere Mängel und Ungenauigkeiten 
sind erlaubt
Das Gericht erkannte das Fahrtenbuch als 
noch ordnungsgemäß an. Für die private 
Nutzung eines betrieblichen Kfz gilt zwar 
die 1 %-Regel. Wenn jedoch der Umfang 
der privaten Fahrten durch ein ordnungs-
gemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen wird, 
kann er auch mit dem auf die private Nut-
zung entfallenden Teil der Aufwendungen 
angesetzt werden. Dies gilt dann, wenn die 
Aufzeichnungen eine hinreichende Gewähr 
für die Vollständigkeit und Richtigkeit bie-
ten und mit vertretbarem Aufwand auf 
ihre materielle Richtigkeit hin überprüft 
werden können. Dafür sind unter anderem 
die aufgesuchten Kunden oder Geschäfts-
partner anzugeben. Bloße Ortsangaben 
reichen dann aus, wenn sich der Kunde 
oder Geschäftspartner aus der Ortsangabe 
zweifelsfrei ergibt.

Der Mangel fehlender Adressen bei Kun-
den war für das Finanzgericht nicht erheb-
lich. Denn diese war aus den eingereichten 
Kundenlisten unschwer zu entnehmen.

Auch der Vorwurf, dass die Adres-
sen der Bank und des Steuerberaters 
fehlten, war hinnehmbar, denn er hatte 
nur eine Bank und einen Steuerberater. 

Auch der Hinweis auf eine Hotel reichte 
den Richtern aus. Denn es ergab sich 
eindeutig, dass es sich jeweils um eine 
Hotelübernachtung auf einer Dienstreise 
zu einem bestimmten Kunden handelte. 

Auch die in geringem Umfang aufgezeig-
ten Differenzen von Kilometern anhand des 
Fahrtenbuchs mit denen eines Routenpla-
ners waren unschädlich. Denn niemand 
ist verpflichtet, jeweils die kürzeste Ver-
bindung zu wählen, wenn eine andere 
Route verkehrsgünstiger ist. Und auch die 
aus einem ordentlichen und einheitlichen 
Schriftbild und dem Fehlen von Knicken 
und Gebrauchsspuren vermutete nach-
trägliche Erstellung des Fahrtenbuchs 
war für die Richter nicht von Bedeutung.

Fazit: Wer ein Fahrtenbuch führt, sollte 
bei geschäftlich veranlassten Fahrten auf 
jeden Fall immer genaue Angaben zu den 
besuchten Geschäftspartnern und Kunden 
machen.  ■
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